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Formular 5 

 

Verpflichtungserklärung für öffentliche Aufträge  

über Verkehrsdienstleistungen auf Straße und Schiene 

 

zur Tariftreue und Mindestentlohnung für Bau- und Dienstleistungen nach den Vorgaben des 

Tariftreue- und Mindestlohngesetzes für öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Landes-

tariftreue- und Mindestlohngesetz - LTMG) 

 

Ich erkläre/Wir erklären,  

 

 dass meinen/unseren Beschäftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) im Bereich des 

öffentlichen Personenverkehrs auf Straße und Schiene bei der Ausführung der Leistung 

ein Entgelt bezahlt wird, das insgesamt mindestens dem in Baden-Württemberg für diese 

Leistung in einem der einschlägigen und repräsentativen mit einer tariffähigen Gewerk-

schaft vereinbarten Tarifverträge vorgesehenen Entgelt nach den tarifvertraglich festge-

legten Modalitäten, einschließlich der Aufwendungen für die Altersversorgung, entspricht;  

 

 dass mein/unser Unternehmen während der Ausführung der Leistung eintretende tarifver-

tragliche Änderungen des Entgelts nachvollzieht; 

 

 dass meinen/unseren Beschäftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) im Bereich des 

freigestellten Verkehrs gemäß § 1 der Freistellungs-Verordnung bei der Ausführung der 

Leistung ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den Vorgaben des Mindestlohngesetzes 

(MiLoG) und der gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung entspricht, 

wenn die Leistung nicht vom Anwendungsbereich der einschlägigen und repräsentativen 

Tarifverträge für den straßengebundenen Personenverkehr umfasst wird; 

 

 dass ich mir/wir uns von einem von mir/uns beauftragten Nachunternehmen oder beauf-

tragten Verleihunternehmen eine Verpflichtungserklärung im vorstehenden Sinne ebenso 

abgeben lasse/lassen wie für alle weiteren Nachunternehmen und Verleihunternehmen 

der Nachunternehmen und Verleihunternehmen und diese dann dem Landkreis als öffent-

lichem Auftraggeber vorlege(n); 

 

 sicherzustellen, dass die Nachunternehmen und Verleihunternehmen die Verpflichtungen 

nach den §§ 3 und 4 LTMG erfüllen; 
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Ich bin mir/Wir sind uns bewusst,  

 

 dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und 

Verleihunternehmen verpflichtet sind, dem Landkreis als öffentlichem Auftraggeber die 

Einhaltung der Verpflichtung aus dieser Erklärung auf dessen Verlangen jederzeit nachzu-

weisen, 

 

 dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und 

Verleihunternehmen vollständige und prüffähige Unterlagen im vorstehenden Sinne über 

die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten haben, 

 

 dass zur Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Erklärung zwischen dem Landkreis als 

öffentlichem Auftraggeber und meinem/unserem Unternehmen eine Vertragsstrafe für je-

den schuldhaften Verstoß vereinbart wird,  

 

 dass bei einem nachweislich schuldhaften Verstoß meines/unseres Unternehmens sowie 

der von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen gegen die Ver-

pflichtungen aus dieser Erklärung 

 den Ausschluss meines/unseres Unternehmens und die von mir/uns beauftragten 

Nachunternehmen und Verleihunternehmen von diesem Vergabeverfahren zur 

Folge hat, 

 mein/unser Unternehmen oder die von mir/uns beauftragten Nachunternehmen 

und Verleihunternehmen vom Landkreis als öffentlichem Auftraggeber für die 

Dauer von bis zu drei Jahren von Vergaben des öffentlichen Auftraggebers ausge-

schlossen werden kann/können, 

 der Landkreis als öffentlicher Auftraggeber nach Vertragsschluss zur fristlosen 

Kündigung aus wichtigem Grund berechtigt ist und dass ich/wir dem Landkreis als 

öffentlichem Auftraggeber den durch die Kündigung entstandenen Schaden zu er-

setzen habe/haben. 
 

___________________________________________________________________ 
Ort, Datum  Unterschrift, Firmenstempel 

Sofern die Verpflichtungserklärung in Textform nach § 126b BGB mithilfe elektroni-
scher Mittel übermittelt wird: 
 
_________________________________________________________________ 
Ort, Datum    Name der erklärenden Person (in Druckbuchstaben)  
 
__________________________________________ 
Unterschrift (Faksimile oder Scan)  
 
Statt einer Unterschrift kann auch der Zusatz „diese Erklärung ist nicht unterschrieben“ er-
gänzt werden.  


